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Index

40/01 Verwaltungsverfahren

41/04 Sprengmittel Waffen Munition

Norm

AVG §37;

AVG §39 Abs2;

AVG §45 Abs2;

WaffG 1996 §25;

WaffG 1996 §8 Abs1;

WaffG 1996 §8 Abs6;

1. AVG § 37 heute

2. AVG § 37 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 37 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. AVG § 39 heute

2. AVG § 39 gültig ab 15.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 57/2018

3. AVG § 39 gültig von 20.04.2002 bis 14.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 65/2002

4. AVG § 39 gültig von 01.01.1999 bis 19.04.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

5. AVG § 39 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. AVG § 45 heute

2. AVG § 45 gültig ab 01.02.1991

Rechtssatz

§ 8 Abs 6 Wa:G 1996 legt den Betro:enen bei der Feststellung der wa:enrechtlichen Verlässlichkeit eine

Mitwirkungsverp<ichtung auf. Ist die Feststellung des für die Verlässlichkeit maßgeblichen Sachverhalts aus Gründen

des von der Überprüfung Betro:enen nicht möglich, so folgt aus § 8 Abs 6 erster Satz Wa:G 1996 die unwiderlegliche

Rechtsvermutung der wa:enrechtlichen Unzuverlässigkeit. Diese Mitwirkungsp<icht ist jedoch nicht uneingeschränkt,

sondern nur in dem von der Sache her notwendigen Maße auferlegt. Demnach kann bei Unterlassung einer

Mitwirkung nur dann von der Unverlässlichkeit des Betro:enen ausgegangen werden, wenn die Feststellung des für

die Verlässlichkeit maßgeblichen Sachverhalts ohne das Zutun des Betro:enen nicht möglich ist. Der

Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt erkannt, dass die tatsächliche Befähigung des Betro:enen zum sachgemäßen

Umgang mit Schusswa:en eine Tatsache darstellt, die in seiner Person gelegen ist und deren Kenntnis sich die

Behörde nicht ohne dessen Mitwirkung verscha:en kann, weshalb der Betro:ene in diesem Fall zu entsprechendem

Vorbringen und Beweisanbot verp<ichtet ist (Hinweis E vom 20. Dezember 2010, 2009/03/0030, mwH).Paragraph 8,

Absatz 6, Wa:G 1996 legt den Betro:enen bei der Feststellung der wa:enrechtlichen Verlässlichkeit eine

file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_2012030092_20121022X03#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_2012030092_20121022X03#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vwgh&Dokumentnummer=JWR_2012030092_20121022X03#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005768&Artikel=&Paragraf=37&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P37/NOR12066794
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P37/NOR12063024
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005768&Artikel=&Paragraf=39&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P39/NOR40205606
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P39/NOR40029414
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P39/NOR12066795
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P39/NOR12063026
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005768&Artikel=&Paragraf=45&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P45/NOR12063033
https://www.jusline.at/gesetz/waffg/paragraf/8


Mitwirkungsverp<ichtung auf. Ist die Feststellung des für die Verlässlichkeit maßgeblichen Sachverhalts aus Gründen

des von der Überprüfung Betro:enen nicht möglich, so folgt aus Paragraph 8, Absatz 6, erster Satz Wa:G 1996 die

unwiderlegliche Rechtsvermutung der wa:enrechtlichen Unzuverlässigkeit. Diese Mitwirkungsp<icht ist jedoch nicht

uneingeschränkt, sondern nur in dem von der Sache her notwendigen Maße auferlegt. Demnach kann bei

Unterlassung einer Mitwirkung nur dann von der Unverlässlichkeit des Betro:enen ausgegangen werden, wenn die

Feststellung des für die Verlässlichkeit maßgeblichen Sachverhalts ohne das Zutun des Betro:enen nicht möglich ist.

Der Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt erkannt, dass die tatsächliche Befähigung des Betro:enen zum

sachgemäßen Umgang mit Schusswa:en eine Tatsache darstellt, die in seiner Person gelegen ist und deren Kenntnis

sich die Behörde nicht ohne dessen Mitwirkung verscha:en kann, weshalb der Betro:ene in diesem Fall zu

entsprechendem Vorbringen und Beweisanbot verp<ichtet ist (Hinweis E vom 20. Dezember 2010, 2009/03/0030,

mwH).

Schlagworte
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